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Antrag 

der Abgeordneten Gerd Mannes, Harald Meußgeier, Christin Gmelch und Fraktion 
(AfD) 

Industrie, Arbeitsplätze und Wohlstand in Bayern erhalten – Europäischen Emis-
sionshandel sofort abschaffen 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, sich auf Bundes- und EU-Ebene für die sofortige 
Abschaffung des Europäischen Emissionshandels (EU-ETS) einzusetzen. 

 

 

Begründung: 

Die Regierung von Italien hat eine grundlegende Reform des EU-Emissionshandels-
system (ETS) gefordert. Der Minister für Unternehmen und Made in Italy forderte gar 
eine Aussetzung des Systems. „Das ETS ist nichts anderes als eine Steuer auf ener-
gieintensive Unternehmen“, erklärte der Minister laut übereinstimmenden Medienbe-
richten. Ohne Aussetzung oder umfassende Reformen drohe die Gefahr eines Zusam-
menbruchs der europäischen Industrie, da Unternehmen ihre Standorte in Länder mit 
niedrigeren Produktionskosten verlagern würden. 

Der politisch erzwungene CO2-Zertifikatehandel betrifft Unternehmen des Energiesek-
tors, Raffinerien, Stahl- und Eisenwerke, Zementwerke, Papierfabriken sowie die Che-
mie- und Pharmaindustrie. Auch der innereuropäische Luftverkehr muss mittlerweile am 
planwirtschaftlichen Zertifikatehandel teilnehmen. Die EU geht von jährlich bis zu 
65 Mrd. Euro Einnahmen aus dem ETS aus, eine Gegenleistung für die zahlenden Un-
ternehmen ist dabei nicht erkennbar. Diese künstlich herbeigeführten Abgaben erhöhen 
einerseits die Strompreise in Europa, andererseits die direkten Produktionskosten der 
betroffenen Industrien. Der Industriestrompreis lag in Deutschland im Jahr 2025 bereits 
bei 18 Cent je Kilowattstunde und damit mehr als doppelt so hoch wie in den USA. 

Das EU-ETS ist eine Gefahr für die Wettbewerbsfähigkeit des gesamten verarbeitenden 
Gewerbes und damit für Wohlstand und Beschäftigung in Europa, Deutschland sowie 
dem Freistaat Bayern. Die Staatsregierung muss die italienischen Vorstöße zur Ausset-
zung des europäischen Emissionshandels daher auf allen politischen Ebenen unterstüt-
zen. 
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